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 Öffentliche Bekanntmachungen  
 

Beschluss und Inkrafttreten der Satzung über die 
erste Verlängerung der Geltungsdauer der Verände-

rungssperre für den Bereich des Bebauungsplan-
entwurfes "Quartierszentrum Am Sonnigen Hang 

(Ma 34)", Satzung "Ma 34-VS/I" 
 
Auf Grund des § 16 Abs. 2 BauGB (Baugesetzbuch) in Ver-
bindung mit § 10 Abs. 3 BauGB wird Folgendes bekannt 
gemacht: 
 
Zur weiteren Sicherung der Planung für den Bereich des 
am 14.10.2019 zur Aufstellung beschlossenen Bebau-
ungsplanes "Quartierszentrum Am Sonnigen Hang (Ma 
34)" hat der Stadtrat der Stadt Mainz in seiner öffentli-
chen Sitzung am 29.09.2021 gemäß §§ 14,  16 
Abs. 1 BauGB und § 17 Abs. 1 BauGB die erste Verlänge-
rung der Geltungsdauer der am 25.10.2019 in Kraft getre-
tenen Veränderungssperre um ein weiteres Jahr als 
Satzung "Ma 34-VS/I" beschlossen. 
 
 

 
 
 
Die vorstehende Planskizze hat keine Rechtsverbindlich-
keit, kennzeichnet aber durch die gestrichelte Linie die 
ungefähre Lage des Plangebietes und dient dem 
besseren Verständnis der Bekanntmachung. 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt die Satzung "Ma 34-
VS/I" über die erste Verlängerung der Geltungsdauer der 
Veränderungssperre gemäß § 16 Abs. 2 BauGB in Verbin-
dung mit § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB in Kraft. 
 
Die o. a. Satzung kann bei der Stadtverwaltung Mainz, 
Stadtplanungsamt, Zitadelle, Bau A, "Am 87er Denkmal", 

55131 Mainz, während der Dienststunden von jeder-
mann eingesehen werden. Über ihren Inhalt wird auf Ver-
langen Auskunft erteilt. Aufgrund aktueller Sanierungs-
maßnahmen können Sie die Unterlagen derzeit in Bau B, 
Zimmer 220 einsehen. 
 
Hinweise: 

A. Dauert die Veränderungssperre länger als vier Jahre 
über den Zeitpunkt ihres Beginns oder der ersten Zu-
rückstellung eines Baugesuches nach § 15 
Abs. 1 BauGB hinaus, ist den Betroffenen für 
dadurch entstandene Vermögensnachteile eine an-
gemessene Entschädigung in Geld zu leisten 
(§ 18 Abs. 1 Satz 1 BauGB). 

 
 Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung 

verlangen, wenn die oben bezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des 
Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leis-
tung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschä-
digungspflichtigen (also der Stadt) beantragt 
(§ 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB).  

 
B. Auf die Beachtlichkeit der Verletzung von Vorschrif-

ten gemäß den Bestimmungen des § 214 BauGB 
wird hingewiesen. 

 
C. Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und 
des Flächennutzungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekannt-
machung der Satzung schriftlich gegenüber der Ge-
meinde (Stadt Mainz) unter Darlegung des die Ver-
letzung begründenden Sachverhaltes geltend ge-
macht worden sind.  

 
D. Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder 

Formvorschriften der Gemeindeordnung Rheinland-
Pfalz oder auf Grund der Gemeindeordnung Rhein-
land-Pfalz zustande gekommen sind, gelten ein Jahr 
nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig 
zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn 

 

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der 
Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung o-
der die Bekanntmachung der Satzung verletzt 
worden sind 

oder 
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2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die 
Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet 
oder jemand die Verletzung der Verfahrens 
oder Formvorschriften gegenüber der Gemein-
deverwaltung (Stadt Mainz) unter Bezeichnung 
des Sachverhaltes, der die Verletzung begrün-
den soll, schriftlich geltend gemacht hat. 

 
Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend 
gemacht, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 ge-
nannten Frist jedermann diese Verletzung geltend 
machen. 

 
 
Mainz, 15.10.2021 
Stadtverwaltung Mainz 
gez. Michael Ebling 
Oberbürgermeister 
 
 
 
Beschluss und des Inkrafttreten der Satzung über 
die erste Verlängerung der Geltungsdauer der Ver-
änderungssperre für den Bereich des Bebauungs-
planentwurfes "Gleisbergweg/Marseillestraße (G 

157)"; 
Satzung "G 157-VS/I") 

 
Auf Grund des § 16 Abs. 2 BauGB (Baugesetzbuch) in Ver-
bindung mit § 10 Abs. 3 BauGB wird Folgendes bekannt 
gemacht: 
 
Zur weiteren Sicherung der Planung für den Bereich des 
am 20.11.2019 zur Aufstellung beschlossenen Bebau-
ungsplanes "Gleisbergweg/Marseillestraße (G 157)" hat 
der Stadtrat der Stadt Mainz in seiner öffentlichen Sit-
zung am 29.09.2021 gemäß §§ 14,  16 Abs. 1 BauGB und 
§ 17 Abs. 1 BauGB die erste Verlängerung der Geltungs-
dauer der am 29.11.2019 in Kraft getretenen Verände-
rungssperre um ein weiteres Jahr als Satzung 
"G 157-VS/I" beschlossen. 
 
 
 

 
 
 
Die vorstehende Planskizze hat keine Rechtsverbindlich-
keit, kennzeichnet aber durch die gestrichelte Linie die 
ungefähre Lage des Plangebietes und dient dem 
besseren Verständnis der Bekanntmachung.
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt die Satzung 
"G 157-VS/I" über die erste Verlängerung der Geltungs-
dauer der Veränderungssperre gemäß § 16 Abs. 2 BauGB 
in Verbindung mit § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB in Kraft. 
 
Die o. a. Satzung kann bei der Stadtverwaltung Mainz, 
Stadtplanungsamt, Zitadelle, Bau A, "Am 87er Denkmal", 
55131 Mainz, während der Dienststunden von jeder-
mann eingesehen werden. Über ihren Inhalt wird auf Ver-
langen Auskunft erteilt. Aufgrund aktueller Sanierungs-
maßnahmen können Sie die Unterlagen derzeit in Bau B, 
Zimmer 220 einsehen. 
 
Hinweise: 

A. Dauert die Veränderungssperre länger als vier Jahre 
über den Zeitpunkt ihres Beginns oder der ersten Zu-
rückstellung eines Baugesuches nach § 15 
Abs. 1 BauGB hinaus, ist den Betroffenen für 
dadurch entstandene Vermögensnachteile eine an-
gemessene Entschädigung in Geld zu leisten 
(§ 18 Abs. 1 Satz 1 BauGB). 

 
 Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung 

verlangen, wenn die oben bezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des 
Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leis-
tung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschä-
digungspflichtigen (also der Stadt) beantragt (§ 18 
Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB).  
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B. Auf die Beachtlichkeit der Verletzung von Vorschrif-
ten gemäß den Bestimmungen des § 214 BauGB 
wird hingewiesen. 

 
C. Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und 
des Flächennutzungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekannt-
machung der Satzung schriftlich gegenüber der Ge-
meinde (Stadt Mainz) unter Darlegung des die Ver-
letzung begründenden Sachverhaltes geltend ge-
macht worden sind.  

 
D. Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder 

Formvorschriften der Gemeindeordnung Rheinland-
Pfalz oder auf Grund der Gemeindeordnung Rhein-
land-Pfalz zustande gekommen sind, gelten ein Jahr 
nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig 
zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn 

 

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der 
Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung o-
der die Bekanntmachung der Satzung verletzt 
worden sind 

oder 

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Auf-
sichtsbehörde den Beschluss beanstandet o-
der jemand die Verletzung der Verfahrens- oder 
Formvorschriften gegenüber der Gemeindever-
waltung (Stadt Mainz) unter Bezeichnung des 
Sachverhaltes, der die Verletzung begründen 
soll, schriftlich geltend gemacht hat. 

 
Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend 
gemacht, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 ge-
nannten Frist jedermann diese Verletzung geltend ma-
chen. 

 
 
Mainz, 15.10.2021 
Stadtverwaltung Mainz 
gez. Michael Ebling 
Oberbürgermeister 
 
 
 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
gem. § 97 Abs. 1 Gemeindeordnung 

 
Der Zweckverbandsversammlung Layenhof/Münchwald 
wird in ihrer Sitzung am 02.11.2021 der Entwurf der 
Haushaltssatzung mit dem Haushaltsplan und seinen An-
lagen für den Doppelhaushalt 2022/2023 zur 
Entscheidung vorgelegt. 
 
Der Entwurf liegt zur Einsichtnahme von Montag, den 
18.10.2021 bis Freitag, den 29.10.2021 (montags bis 
donnerstags in der Zeit von 8:30 Uhr bis 15:30 Uhr und 
freitags von 8:30 Uhr bis 12:00 Uhr), bei der Grundstücks-
verwaltungsgesellschaft der Stadt Mainz mbH, Rhein-
straße 55, 55116 Mainz, aus.  
 
Vorschläge zum Entwurf der Haushaltssatzung, des Haus-
haltsplanes oder seiner Anlagen können bis Freitag, den 
29.10.2021 schriftlich oder per E-Mail unter dem Stich-
wort „Haushaltsplanung 2022/2023“ bei der 
 
Grundstücksverwaltungsgesellschaft 
der Stadt Mainz mbH 
Rheinstraße 55, 55116 Mainz, 
gvg@stadt.mainz.de 
 
eingereicht werden. 
 
Mainz, den 01.10.2021 
Verbandsvorsteher 
gez. Michael Ebling 
Oberbürgermeister 
 
 
 

Jahresabschluss 2020 der Landeshauptstadt Mainz 
 
Der Stadtrat hat auf Grund von § 114 Gemeindeordnung 
Rheinland-Pfalz in der Fassung vom 31. Januar 1994 
(GVBl. S. 153), zuletzt geändert durch Artikel 37 des 
Gesetzes vom 19.12.2018, in seiner Sitzung am 
29.09.2021 den Jahresabschluss der Landeshauptstadt 
Mainz zum 31. Dezember 2020 zur Kenntnis genommen.  
Der Jahresabschluss der Landeshauptstadt Mainz zum 
31. Dezember 2020 einschließlich Anhang sowie der 
Prüfbericht des Revisionsamtes liegen zur Einsicht-
nahme von 
Montag, 18.10.2021 bis Freitag, 22.10.2021, sowie am 
Montag, 25.10.2021 und Dienstag, 26.10.2021, 
jeweils von 09.00 Uhr bis 16.00 Uhr in der Eingangshalle 
des Stadthauses, Große Bleiche 46/ Löwenhofstraße 1, 
öffentlich aus. 
 
 
Mainz, den 11. Oktober 2021 
Stadtverwaltung Mainz 
gez. Michael Ebling 
Oberbürgermeister 
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 Veröffentlichung von nichtöffentlichen 
Beschlüssen gemäß § 35 GemO 

 

Haupt- und Personalausschuss, 22.09.2021 

 
TOP 6.1, Beschlussvorlage 1244/2021 

Beschluss: 
Der Haupt- und Personalausschuss hat entsprechend 
der Vorlage den Einzelpersonalien zugestimmt. 
 
TOP 6.2, Beschlussvorlage 1243/2021 

Beschluss: 
Der Haupt- und Personalausschuss empfiehlt dem Stadt-
rat, die Einzelpersonalien entsprechend der oben 
genannten Vorlage zu beschließen. 

 

Stadtrat, 29.09.2021 

TOP 70.1, Beschlussvorlage 1243/2021 

Beschluss: 
Der Stadtrat hat die Einzelpersonalien entsprechend 
obenstehender Vorlage beschlossen. 

TOP 71.1, Beschlussvorlage 1127/2021 

Beschluss: 
Der Stadtrat hat die Übernahme einer modifizierten 
Ausfallbürgschaft beschlossen. 

 
 

Sitzung des Vergabeausschusses 
in Videokonferenz 
am 07.10.2021 um 16:30 Uhr 

 
TOP 7.1, Beschlussvorlage 1203/2021 

Auf der Grundlage obenstehender Vorlage hat der Verga-
beausschuss die Vergabe der Technischen Gebäudeaus-
stattung, Lph. 1-8, für einen Mainzer Schulneubau be-
schlossen. 
 
 
TOP 7.2, Beschlussvorlage 1204/2021 

Auf der Grundlage obenstehender Vorlage hat der Verga-
beausschuss die Auftragsvergabe über die Lieferung von 
Digitaltafeln für eine Mainzer Schule beschlossen. 
 

 
 
Mainz, 08.10.2021 
Amt 20, Abteilung Vergabe und Einkauf 
Im Auftrag 
gez. Jürgen Preissner 
Geschäftsführung Vergabeausschuss 
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 Gremien 
 

Sitzung des Psychatriebeirates 
 

Einladung  
 

zur Sitzung des Psychatriebeirates am 
Mittwoch, 27.10.2021, 17:00 Uhr, 

Rathaussaal Mainz-Gonsenheim, Pfarrstr. 1, 
55124 Mainz 

 
Tagesordnung 
 
 
a) öffentlich 
 

1. Sachstandsbericht zur Umsetzung der UN-Be-
hindertenrechtkonvention (UN-BRK) in der Lan-
deshauptstadt Mainz (gem. Beschlussvorlage 
228/2014 in Verbindung mit 0671/2018) 

 
2. Fachvortrag Sucht und psychische Erkrankung – 

Grenzen und Möglichkeiten der Suchthilfe 
 

3. Bericht aus dem Gemeindepsychiatrischen Ver-
bund Mainz 

 
4. Vorstellung geplantes Projekt "interkulturelle 

psychische Gesundheit" 
 
 
Mainz, 06.10.2021 
Stadtverwaltung Mainz 
gez. Dr. Niels Marg 
Vorsitzender 
 
gez. Dr. Eckart Lensch 
Beigeordnerter 
 
 

Ortsbeiratswahl am 26. Mai 2019; 
Berufung einer Ersatzperson im Ortsbeirat Mainz-

Hartenberg/Münchfeld 
 

I. Gemäß § 66 Abs. 3 KWO ist die Nachfolgerin / der 
Nachfolger öffentlich 
wie folgt bekannt zu machen: 

 Aufgrund des Ergebnisses der Kommunalwahl 
vom 26. Mai 2019 wird  
Herr Dr. Gideon May (FDP) als Nachfolger von 
Herrn Iven Guth gemäß § 45 
Abs. 2 KWG in den Ortsbeirat 
Mainz-Hartenberg/Münchfeld berufen. 

Mainz, 11. Oktober 2021 
Stadtverwaltung Mainz 
Der Wahlleiter 
gez. Michael Ebling 
Oberbürgermeister 

 
 
 
 Stellenausschreibungen  
 

Keine Stellenausschreibungen 
 


